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Anlage 5 
 
 
 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan V 25/II 
„Werksbrücke Biebighäuser – Borsigstraße“ 

in Leverkusen-Quettingen 
 

- Textliche Festsetzungen (Entwurf) - 
 
 
 
Planungsrechtliche Festsetzungen 

 
1. Zulässiges Vorhaben / Art der baulichen Nutzung  
 
1. Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind die Errich-

tung und der Betrieb einer privaten Werksbrücke einschließlich der hierfür die-
nenden Anlagen zulässig. 

 
Zulässig sind: 

 die Nutzung als Fußgängerbrücke,  
 die Nutzung als Brücke für Leitungstrassen (z.B. Warmwasser),  
 die Nutzung als Brücke für den automatisierten und nicht automatisier-

ten Transport von Material und Produkten. 
 
Die Festsetzung erfolgt auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) sowie § 12 Abs. 3 BauGB. 
 
2. Das festgesetzte Vorhaben bzw. die festgesetzte Art der baulichen Nutzung ist 

im Bereich der festgesetzten Straßenverkehrsfläche (Ebene 0) nur in Form ei-
ner Überbauung in der Ebene 1 zulässig. 

 
Die Festsetzung erfolgt auf der Grundlage von § 9 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
sowie § 12 Abs. 3 BauGB. 
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung 

 
2.1 Die zulässige Grundflächenzahl wird durch Planeinschrieb festgesetzt. 

 
2.2 Die maximale Höhe der baulichen Anlagen (Oberkante) wird als Höchstmaß in 

m über NHN durch Planeinschrieb festgesetzt. 
 

2.3 Im Bereich, der als Überbauung festgesetzt ist, wird ein Mindestmaß der bau-
lichen Anlagen (Unterkante) in m über NHN durch Planeinschrieb festgesetzt. 

 
Die Festsetzung erfolgt auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung 
mit § 16 BauNVO. 
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Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  
 
3. Zulässigkeit von Werbeanlagen 
 
An der Werksbrücke sind auf der nach Norden sowie auf der nach Süden ausgerich-
teten Fassadenseite je eine Werbeanlage zulässig. Die Werbeanlage muss von der 
Außenkante des Bauwerks einen Abstand von mindestens 0,5 m einhalten. Die Grö-
ße einer Werbeanlage darf 3,5 m² nicht überschreiten. Als Werbeanlage ist jeweils 
nur ein Schriftzug, bestehend aus Einzelbuchstaben, zulässig, der den Namen des 
Unternehmens der Werksbrücke wiedergibt. 
 
Die Festsetzung erfolgt auf der Grundlage von § 86 Absatz 1 Bauordnung (BauO 
NW) in Verbindung mit § 9 Absatz 4 BauGB. 
 
 
4. Einfriedigungen 
 
Als Einfriedigungen sind ausschließlich Stabgitterzäune in einer Höhe von bis zu 
2,00 m zulässig. 
 
Die Festsetzung erfolgt auf der Grundlage von § 86 Absatz 1 Bauordnung NW  
(BauO NW) in Verbindung mit § 9 Absatz 4 BauGB. 
 
 
 
 
Hinweise 

 
Bodenschutz 
Im Bodenschutz- und Altlastenkataster der Stadt Leverkusen sind die Fläche NE 
2102 (Altstandort) westlich der Borsigstraße sowie die Fläche NE 3032 (Betriebs-
standort) östlich der Borsigstraße eingetragen. 
 
Bodendenkmalpflege 
Der östliche Abschnitt des Geltungsbereichs östlich der Borsigstraße liegt im Bereich 
der bodendenkmalpflegerischen Verdachtsfläche Fixheide.  
Werden Bodendenkmäler als Zeugnisse der Geschichte oder für den Laien erkenn-
bare mögliche Bodendenkmäler sowie Veränderungen und Verfärbungen in der na-
türlichen Bodenbeschaffenheit entdeckt, ist nach den §§ 15, 16 Denkmalschutzge-
setz NW (DSchG NW) die Entdeckungsstätte in unverändertem Zustand zu erhalten 
und dies der Stadt Leverkusen als Untere Denkmalbehörde oder dem LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Tel. 02206- 9030-0, Fax 
02206/9030-22 unverzüglich zu melden. Die Weisung des LVR-Amtes für Boden-
denkmalpflege für den Fortgang der Arbeit ist abzuwarten. 
 
Artenschutz 
Gemäß § 39 Bundesnaturschutzgesetz ist die Beseitigung von Bäumen, Hecken, 
Wallhecken, Gebüschen und anderen Gehölzen nur außerhalb der Brutzeit vom 
01.03. bis 30.09. eines Jahres vorzunehmen. 
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